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Vorwort

Die sieben Perspektiven, die in dem vorliegenden Band vorgestellt wer-

den, gehen zurück auf ein von der Einstein Stiftung Berlin gefördertes

Forschungsprojekt mit dem Titel Autonomie und Funktionalisierung – eine äs-

thetisch-kulturhistorische Analyse der Kunstbegriffe in der bildenden Kunst in Berlin

von den 1990er Jahren bis heute. Das Projekt nimmt neben der Thematisierung

von Autonomie und Funktionalisierung die Entwicklung der bildenden und

teilweise der performativen Künste Berlins in den Blick. Die Beiträge die-

ses Abschlussbandes behandeln exemplarisch Formen der Neuverhandlung

dieses Verhältnisses und thematisieren Entwicklungen in den Künsten –

ausgehend von derThese, dass im angegebenen Zeitraum (von 1989 bis heute)

neue Verständnisse von Autonomie und Funktionalisierung entstanden sind.

Eine Ausgangsbeobachtung des Forschungsprojektes war, dass sich seit

den 1990er Jahren – nicht allein in Berlin – künstlerische Praxen etabliert

hatten, welche selbst neue Kontexte dieser, ihrer künstlerischen Arbeit mit

generierten. Damit einher gingen ein Wandel des Selbstverständnisses der

Akteur*innen der Kunst sowie eine Veränderung ihres Verständnisses des po-

litischen und sozialen Feldes, in dem sie sich und ihre Arbeit situiert sahen.

Zeitgleich wandelten sich vielerorts die produktionsästhetischen Bedingun-

gen der Künste.

Dass mit diesen Veränderungen auch das Verhältnis von Autonomie und

Funktionalisierung der Kunst in den letzten Jahrzehnten zur Disposition

stand und noch immer steht, lässt sich besonders anhand von vier Formen

künstlerischer Praxis, die teils auch schon eine ältere Geschichte haben,

sowie an ihren Diskursivierungen exemplarisch belegen: an den vielfältigen

Formen politischer Künste, einem weit verbreiteten Verständnis von Kunst

als gesellschaftlicher Arbeit, an partizipativen Künsten und an der Konzep-

tualisierung von Kunst als Form des Wissens sowie als Form künstlerischen

Forschens. Aus dem Befund, dass es eine Lücke gibt zwischen den damit
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angesprochenen Praktiken, den in ihnen zu untersuchenden Selbstverständ-

nissen sowie ihren Rahmungen in derTheorie, ergibt sich auch das Spektrum

der Beiträge zu diesem Band.1

Die skizzierten Entwicklungen werfen die Frage nach dem Verständnis

einer Autonomie der Kunst im Verhältnis zur Rolle künstlerischen Handelns

auf: Sie machen Kunst in neuer Weise zur kulturpolitisch relevanten Grö-

ße und fordern die philosophisch-ästhetische Theorie heraus, die sich einer

sich verändernden künstlerischen Praxis stellt. Es wird offenbar, dass heute

ein abstraktes Verständnis von Autonomie ebenso wenig überzeugt wie die

Vorstellung, Kunst sei aufgegangen in ihren Funktionalisierungen. Ein her-

kömmliches Konzept der Autonomie der Kunst wird künstlerischen Praktiken

der letzten 30 Jahre nichtmehr in jeder Hinsicht gerecht. Und doch könnte ei-

ne konsequente Verabschiedung von Autonomieästhetik auf eine Verabschie-

dung (von) der Kunst als eigener Sphäre hinauslaufen. Mit »Autonomie« und

»Funktionalisierung« stehen daher nach wie vor zentrale und häufig konträr

gedachte Begriffe der künstlerischen Produktion undTheoriebildung wie der

philosophischen Ästhetik zur Debatte.

Berlin bildet nun für den Zeitraum seit demMauerfall ein exemplarisches

Untersuchungsfeld für diese Frage nach demStand von Autonomie und Funk-

tionalisierung der Kunst. Bedingt durch den im Kalten Krieg ausgetragenen

Wettstreit der politischen Systeme hatten sich hier verschiedene ästhetische

und politischeDiskurse und dementsprechend unterschiedlicheDebatten zur

Kunst in Ost und West herausgebildet. Sie wurden sämtlich durch die Ent-

wicklung der Kunstszene Berlins nach 1990 vor besondere Herausforderun-

gen gestellt. Seitdem dynamisierte und differenzierte sich das Kunstfeld auch

durch den permanenten Zuzug von Künstler*innen, ebenso durch den von

Sammler*innen, Kritiker*innen, Kurator*innen und Galerien. Zugleich eta-

blierte sich Berlin bald nach der Wende als wesentlicher Standort und Faktor

auf dem internationalen Kunstmarkt. Im Gegensatz zu dem bisherigen west-

deutschen Kunstzentrum Köln bot Berlin in den 1990er Jahren verfügbare ur-

bane Brachen, leerstehende Räume und undefinierte Zwischenräume, die ein

wesentliches Moment in der Entwicklung künstlerischer Produktionen und

Praktiken waren. Von prägender und exemplarischer Bedeutung waren über-

dies die sich langsam konturierende städtische Kulturpolitik, ihre Diskurs-

1 Vgl. die ausführliche Aufzählung und Erläuterung in: Siegmund, Judith: Zweck und

Zweckfreiheit. Zum Funktionswandel der Künste im 21. Jahrhundert, Stuttgart 2019.
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und Beteiligungspraktiken sowie die ökonomischen und politischen Konzep-

te, die die Künste, Kunstprojekte und Künstler*innen in unterschiedlichen

Formen förderten und, unter anderem für die Repräsentation der deutschen

Hauptstadt, in Dienst nahmen.

Berlin war insofern ein konkreter und zugleich exemplarischer Ort, an

dem sich ein physischer, diskursiver und sozialer Kulturraum aufspannte,

in dem das Verhältnis von Autonomie und Funktionalisierung immer wie-

der neu ausgehandelt wurde, und das oft, ohne dass dieser Umstand zum

Thema gemacht worden ist. Die in Berlin geführten kulturpolitischen Debat-

ten zeigen zugleich die Probleme aller Akteur*innen auf, die entsprechenden

Veränderungen theoretisch und strategisch zu fassen. Die bisherigen Dicho-

tomien Autonomie und Funktionalisierung hatten sich verschoben, verwischt

und stellenweise aufgelöst, dieMachtverhältnisse waren komplexer geworden

und sortierten das Verhältnis von Autonomie und Funktionalität neu.

 

Die einzelnen Beiträge dieses Bandes stammen aus künstlerischer Praxis

und Kunstgeschichte, aus Urbanistik, Kulturpolitik und philosophisch-

ästhetischer Theorie. Sie bringen je eigene Konzepte von Autonomie und

Funktionalisierung ins Spiel. Eine Herausforderung für die Autor*innen

des Forschungsprojektes und damit auch dieses Bandes war es, Autonomie

und Funktionalisierung sowohl im Rahmen der disziplinären Diskurse als

auch in Interdependenz zu denken. Die Grundidee war und ist die einer

gegenseitigen Informierung: Künstlerische, kunsthistorische, kulturpoli-

tische, urbanistische und kulturwissenschaftliche Erkenntnisse begegnen

philosophisch-ästhetischer Theoriebildung im Sinne von Korrektiv, Be-

fragung und Ergänzung – mit dem Ziel, dass sich das Verständnis der

Entwicklungen der Berliner Kunstszenen seit den 1990er Jahren erweitert

und, ausgehend von diesen Entwicklungen, Beiträge zu philosophisch-

ästhetischer Theoriebildung entstehen, die aktuellen Kunstentwicklungen

etwas zu sagen haben.Mit diesemBandwird insofern auch ein Selbstverstän-

digungsangebot an die Berliner Kunst- und Kulturschaffenden gerichtet: Es

geht darum, Thesen zu einer Frage an die Künste, die aus der künstlerischen

Praxis heraus entstanden ist, vermittels interdisziplinärer Theoriearbeit an

diese Praxis wieder zurückzugeben.

Der erste Beitrag von Heimo Lattner stellt in einer streng kuratierten

Zitatfolge die Geschichte des Hauptstadtkulturfonds vor und markiert ein-

zelne relevante Stationen seiner Entwicklung. Die Verhandlungen von Bund

und Stadt mit dem Rat für die Künste von Berlin, hervorgegangen 1994 aus ei-
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deutschen Hauptstadt. Im Klartext: Die im Landeshaushalt frei werdenden

Budgets müssen bei der Kultur bleiben. Nur so kann die Stadt mit ihren

anderen Institutionen von internationalem Renommee und den vielen, auf

Breitenwirkung abzielenden Aktivitäten ein wirkungsvolles Gegengewicht

zu den weitgehend durch die Bundesförderung abgesicherten Einrichtun-

gen aufrechterhalten. [...]

Zum Beitrag des Landes Berlin zur Hauptstadt gehören auch Anstrengun-

gen, die Stadt[,] deutlicher als das heute ganz im Gegensatz zu anderen

europäischen Hauptstädten der Fall ist, als Kulturstadt sichtbar zu machen.

[…]

 

RatfürdieKünsteinBerlin,25.4.1995«21

Episode 4: Konkrete Vorschläge

Am 31. August 1995 präsentiert der Rat einen Entwurf für die gemeinsame Fi-

nanzierung der Institutionen von gesamtstaatlicher Bedeutung:22 Er sieht ne-

ben dem Hauptstadtkulturfonds eine dauerhafte Mitfinanzierung durch den

Bund [Anm.: 70 Prozent des jährlichen Zuschusses des Landes] von acht Insti-

tutionen vor: Staatsoper, Deutsche Oper, DeutschesTheater,Martin-Gropius-

Bau, Berliner Philharmonisches Orchester, Internationales Institut für Tradi-

tionelle Musik, Haus der Kulturen der Welt, Hebbel-Theater.23

Mit Ausnahme des Internationalen Instituts für Traditionelle Musik wird

diese Liste in einem Ende des Jahres formulierten »Entwurf einer Verein-

barung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Land Berlin im

Hinblick auf die Aufgaben der Stadt Berlin als Bundeshauptstadt« wieder-

kehren. Auch die Forderung nach einem neuen Hauptstadtvertrag wird 1996

Eingang in den zwischen CDU und SPD geschlossenen Koalitionsvertrag fin-

den.

21 Rat für die Künste: Hauptstadt und Kultur 25.4.1995.

22 Rat für die Künste in Berlin: Vorschläge für die Kuratoriumssitzung Hauptstadt-Kultur

Berlin/Bonn, 12.9.1995, Privatbestand des Autors.

23 Vgl. Ebd., S. 2.



24 Heimo Lattner

Abbildung 2

Pressemitteilung des Rats für die Künste in Berlin, Archiv der Akademie der Künste

Berlin.
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Episode 5: Ein Stück Luxus

1. und 2. Dezember 1995. In einer Klausursitzung verständigen sich die Mit-

glieder des Rats auf Eckpunkte für die Ausgestaltung des Hauptstadtkultur-

fonds:

»[…] die Antragsteller sind in Form von Kooperationen oder anderweitig

direkt an Berliner Institutionen/Träger gebunden, wirkliche Wettbewerbs-

situation ist nicht beabsichtigt; die Jury besteht aus je einem Vertreter

von Bund und Land und 7 unabhängigen Persönlichkeiten aus dem euro-

päischen Kulturleben; die Jury wird im Turnus von zwei Jahren vom Rat

benannt und vom Kuratorium berufen [Anm.: eine gemeinsame Kommissi-

on von Bund und Land bestellt die Kurator*innen] – von einer öffentlichen

Ausschreibung wird abgesehen; die Senatsabteilung für Kulturelle Einrich-

tungen fungiert einzig als ›Briefkasten‹; eine unabhängige Vorprüfungmuss

gesichert sein.«24

Am Ende des Protokolls findet sich eine Notiz: »Der Hauptstadtkulturfonds

ist ein Stück Luxus – davon zu trennen ist die dringend notwendige Hand-

lungsstrategie hinsichtlich der Erhaltung der Kultur in der Stadt, der dezen-

tralen bezirklichen Kunst- und Kulturszenen.«25

Episode 6: Wahlen in Berlin

Die Wahlbeteiligung liegt erstmals in der Berliner Wahlgeschichte seit 1946

unter 70 Prozent. Die CDU erleidet Verluste in Höhe von drei Prozentpunk-

ten, bleibt aber mit 37,4 Prozent stärkste Kraft, die SPD verliert 6,8 Prozent-

punkte und erreicht nur noch 23,6 Prozent der Stimmen.26 Die Koalition aus

CDU und SPD wird unter dem bisherigen Bürgermeister Eberhard Diepgen

(CDU) fortgeführt. Der Kultursenator Ulrich Roloff-Momin wird von der SPD

nicht mehr nominiert. Sein Nachfolger wird Peter Radunski (CDU).

24 Rat für die Künste in Berlin: Kurzprotokoll der Klausur am 1./2.12.1995 (Fax Kulturamt

Weissensee, 11.12.1995), Privatbestand des Autors, S. 3f.

25 Ebd., S. 4.

26 Vgl. Amt für Statistik Berlin-Brandenburg.
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Episode 7: Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD

Im Januar 1996 veröffentlicht die neue Berliner Landesregierung ihre ver-

einbarten Zielsetzungen für die kommende Legislaturperiode. In der Rubrik

»Kultur« ist zu lesen:

»[…] Kultur ist ein Lebensnerv Berlins. Ihre Bedeutung für das Lebensgefühl

der Bewohner ist ebenso unbestritten wie ihre Attraktivität für die Außen-

wirkung der Stadt Berlin. Die wirtschaftlichen und sozialen Wirkungen

von Hochkultur, dezentraler, bezirklicher Kultur, Szenekultur, sind nachge-

wiesen. Sie müssen künftig durch ein verbessertes kulturelles Marketing

verstärkt werden.

Auch in schwierigen Finanzzeiten soll die unmittelbare Förderung von

Künstlern, freien Gruppen und Autoren sowie die spezifische Förderung von

Künstlerinnen erhalten bleiben. Die kulturelle Lebendigkeit Berlins gehört

zu den Zukunftsperspektiven der Stadt insgesamt. Berlin bekennt sich zu

seiner Pflicht, den kulturellen Bestand zu erhalten und der Entwicklung von

Kultur die benötigten Chancen zu geben. Der Rang Berlins als Metropole

muss durch internationalen Austausch gesichert, die Auseinandersetzung

mit der deutschen Geschichte fortgesetzt werden. Hierzu gehört auch die

regelmäßige Präsentation des Berliner Kulturangebotes auf einzurichten-

den Kulturmessen.

In die Substanz der Berliner Kultur hinein soll deshalb nicht gespart werden.

Andererseits kann sich aber der kulturelle Sektor der Stadt den nun noch

einmal verstärkt erforderlichen Sparanstrengungen nicht entziehen. […]

Der Bund bleibt aufgefordert, sein finanzielles Engagement in den haupt-

städtischen Kultureinrichtungen von nationaler Bedeutung zu verstärken

und Mitverantwortung zu übernehmen. Die Koalitionspartner streben die

Durchsetzung eines kulturellen Hauptstadtvertrages zu vergleichbaren

Bedingungen wie mit Bonn in der Zeit als Bundeshauptstadt an, ebenso

jährliche Zuwendungen des Bundes an den Berliner Haushalt in Höhe

von bis zu 70 % einzelner Etats kultureller Institutionen und Aktivitäten

von gesamtstaatlicher Bedeutung. […] Die künstlerische Autonomie der

kulturellen Einrichtungen bleibt bewahrt.

Sehr wohl sind jedoch gemeinsam mit den Institutionen, [sic] die Einspa-

rungsbemühungen der Legislaturperiode fachkundig zu begleiten. Dazu

bedarf es sowohl der Mitarbeit der Kulturverwaltung, wie unabhängiger

Managementexperten.
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Berlin muß wieder zu einer Metropole der bildenden Kunst und des Kunst-

handels werden. […]

Da eine feste Kunsthalle angesichts der Haushaltslage des Landes zur Zeit

nicht verwirklichbar ist, sollte ein Modell geprüft werden, das die Präsenta-

tion herausragender internationaler und Berliner zeitgenössischer Künstler

und Künstlerinnen interimistisch an unterschiedlichen Orten vorsieht. Die

Finanzierung muß über Sponsoren erfolgen. […]«27

Episode 8: Event vs. Innovation

Im Herbst 1996 verhandelt der Rat mit Vertreter*innen der Senatsverwaltung

für Wissenschaft, Forschung und Kultur über von Bund und Land gemein-

sam anzuerkennende Grundsätze für die aus dem Hauptstadtkulturfonds zu

fördernden Projekte und Maßnahmen. In einem Dokument vom 25. Oktober

1996 formuliert der Rat seine Leitlinien:

»Die Bundesrepublik Deutschland und das Land Berlin fördern mit dem

Hauptstadt-Kulturfonds aktuelle kulturelle und künstlerische Projekte, die

dazu beitragen, den überregionalen und internationalen künstlerischen

und kulturellen Dialog aufzunehmen und dem Anspruch Berlins als Haupt-

stadt und europäische Metropole gerecht zu werden. Gefördert werden

innovative Ansätze ebenso wie bedeutende Traditionen aufnehmende und

weiterführende, sowohl kleine wie große Projekte, solche, die sich an ein

großes Publikum wenden ebenso wie die, die den Austausch derjenigen

fördern, die Neues und Ungewöhnliches entwickeln.

Eingereicht werden können Konzepte für alle künstlerischen Sparten und

spartenübergreifende, interdisziplinäre und themenorientierte Vorhaben.

Entscheidend für die Auswahl sind inhaltliche und formale Qualität. Die

Projekte sollen für Berlin erarbeitet und in Berlin präsentiert werden,

müssen aber für ein Publikum und/oder eine Fachöffentlichkeit über Berlin

hinaus relevant sein und/oder bisher in Berlin bestehende Defizite ausglei-

chen. Ausgeschlossen sind kommerziell realisierbare Vorhaben und solche,

die sich im Rahmen der normalen Arbeit der kulturellen Institutionen

27 Vgl. Koalitionsvereinbarung zwischen der Christlich Demokratischen Union Deutsch-

lands (CDU) Landesverband Berlin und der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-

lands (SPD) Landesverband Berlin; siehe Archiv des Abgeordnetenhauses zu Berlin,

328/.122.2/KOAL.
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Berlins mit deren Mitteln realisieren lassen. Es können Projekte vollständig

bzw. komplementär gefördert werden. Antragsberechtigt sind natürliche

und juristische Personen aus Kunst und Kultur des In- und Auslands, wobei

internationale Kooperationspartnerschaften möglich und erwünscht sind.

Die Realisierung des Projekts muß in Kooperation mit oder durch Berliner

Träger erfolgen.«28

Episode 9: »Kreise-Papier«

Am 9. September 1996 veröffentlicht die Senatsverwaltung für Wissenschaft,

Forschung und Kultur die Studie »Materialien zum öffentlich geförderten

Kulturangebot Berlins«, kurz »Kreise-Papier« genannt. Vorausgegangen

war eine Anordnung des Rats vom 28. Februar 1996, worin von Senator

Radunski gefordert wurde, »einen Bericht zur Lage der Kultur und ein

Kulturentwicklungskonzept für einen überschaubaren Zeitraum bis etwa

2000/2001«29 zu erarbeiten. Ziel war eine Bilanz, von der ausgehend ein

langfristiges Kulturkonzept formuliert werden könne.30

Das Papier liefert eine Bestandsaufnahme der einzelnen Institutionen,

einschließlich einer Beschreibung des vorhandenen oder erwarteten künst-

lerischen Profils. Auf dieser Grundlage soll ein neues Steuerungsmodell (Zu-

schussvergabemodell) erarbeitet werden. Dieses sieht vor, die finanzielle För-

derung der Berliner Kultureinrichtungen künftig an deren Auftrag und Leis-

tung auszurichten.31

Episode 10: Geld für die Kunst

Am 18. November 1996 erfolgt die Begutachtung der eingegangenen Anträge

auf Finanzierung aus Mitteln des Hauptstadtkulturfonds. Erste Mittelverga-

be: fünf Mio. DM.

28 Rat für die Künste Berlin: Grundsätze für die aus dem Hauptstadt-Kulturfonds zu för-

dernden Projekte und Maßnahmen (vorgeschlagene Fassung auf der Grundlage der

Fassung von Herrn Abramowski), 10./25.10.1996, Privatbestand des Autors.

29 Zitiert aus Herrmann, Regine: »Manuskript des Redebeitrags beim 9. Plenum der Ber-

liner Kulturinstitutionen«, 29.9.1997, Privatbestand des Autors, S. 1.

30 Vgl. Ebd.

31 Vgl. Senatsverwaltung für Wissenschaft und Kultur, 13.8.1996, 1176bWissKult/.
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Abbildung 3

»Kreise-Papier«, Privatbestand des Autors.

Die 1997 geförderten Projekte umfassen: Die Stiftung Deutsche Kinema-

thek für die Aufarbeitung der Marlene-Dietrich-Kollektion, das Tempodrom für

die Veranstaltung Heimatklänge, die Literaturwerkstatt Berlin für die Reihe

Kreativ, denMediopolis e.V. für das 11. Berliner Videofestival, das Hebbel-Theater

für das Internationale Tanzfest 1997 sowie eine Aufstockung des Bundeszu-

schusses für das Haus der Kulturen der Welt.32

Episode 11: Foren Hauptstadtkultur

Zwischen November 1996 und Juni 1997 organisiert der Rat, angestoßen vom

»Kreise-Papier«, 15 öffentliche Veranstaltungen. Am 29. September 1997 be-

richtet die Koordinatorin des Rats, Regine Herrmann:

32 Vgl. Inhaltsprotokoll, 7.4.1997, Archiv des Abgeordnetenhauses Berlin, Kult 13/21.
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»In fast allen Gesprächen wurde dem Senator vorgeworfen, es fehle dem

›Kreise-Papier‹ an kulturpolitischen Orientierungen und Sachkenntnis. Da-

mit verband sich gleichzeitig oft sehr schwammigdie FragenachdemKultur-

begriff. Der Rat hatte in einer ersten Stellungnahme zum ›Kreise-Papier‹ vor

Jahresfrist den betriebswirtschaftlichen Ansatz gescholten und den metho-

dischen Ansatz des Papiers als Gefahr für die Autonomie der Kunst gewer-

tet. […] Seitdemwird zwischen Verwaltung und Politik auf der einen und den

kulturellen Einrichtungen der Stadt auf der anderen Seite um Geld, Besitz-

stande [sic] und Strukturen gestritten und gerungen. […] Auch die für Kul-

tur Verantwortlichen neigen eher zu einer Blockadehaltung. ›Besitzstand-

wahren geht vor Denken‹ könnteman zugespitzt formulieren. [...] Es ist auf-

fällig, daß sich die Argumentation für Kultur zunehmend in Begriffen wie

Standortfaktor, Marktanteil, Attraktivität für Wirtschaft etc. erschöpft. [...]

Das Prinzip ›Sparen geht vor Denken‹, [sic] bringt diemeisten von Ihnen, die

eigentlich für Inhalte und Sinnstiftung angetreten sind und auch dafür be-

zahlt werden, in die Rolle des Akquisiteurs, des Pseudobuchhalters, kurz ei-

nes haushalterischen Dilettanten, anstatt Kraft und Zeit und vor allem auch

Fähigkeiten für Ideen oder einfach auch nur für Ihren künstlerischen Auftrag

einbringen zu können. […] Diese Umwidmung geistiger Reserven schließt

von vornherein ein Infragestellen politischer Entscheidungen über Inhalte

aus. So ist es zum Beispiel unverantwortlich, Projektanträge in einem Ver-

hältnis von einer Seite Konzeption zu sechs Seiten Zahlenwerk und Geldbe-

schaffungsnachweisen massenhaft produzieren zu lassen, um sie dann mit

einer politischenHandbewegung ins Aus zu schicken. Das Paradox vollendet

sich, wenn die Verwaltung über Inhalte entscheidet. […]«33

Episode 12: Eine Bundestagswahl

Mit der Wahl zum 14. Deutschen Bundestag am 27. September 1998 wird die

bisherige Regierung, und mit ihr Helmut Kohl nach 16-jähriger Amtszeit als

Bundeskanzler, abgewählt. Das Ergebnis führt zur ersten rot-grünen Koaliti-

on auf Bundesebene unter Gerhard Schröder als Bundeskanzler.

33 R. Herrmann: Manuskript des Redebeitrags 29.9.1997.

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundestagswahl
https://de.wikipedia.org/wiki/14._Deutscher_Bundestag
https://de.wikipedia.org/wiki/Rot-gr�ne_Koalition
https://de.wikipedia.org/wiki/Rot-gr�ne_Koalition
https://de.wikipedia.org/wiki/Gerhard_Schr�der
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundeskanzler_(Deutschland)
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Episode 13: Ein Ansprechpartner

Im Oktober 1998 wird mit Michael Naumann durch Bundeskanzler Schröder

erstmalig in der Geschichte der föderalen Bundesrepublik ein Beauftragter

der Bundesregierung für Kultur und Medien berufen. Berlin bekommt mit

ihm einen direkten Verhandlungspartner.

Episode 14: Das kulturelle Schaufenster

Am 10. Mai 1999 spricht Michael Naumann vor dem Ausschuss Wissenschaft,

Forschung, Kulturangebot im Berliner Abgeordnetenhaus:

»[…] Ich stehe nicht an, darauf hinzuweisen, dass ich es als Verdienst der neu-

en Regierung betrachte, dass der vorgesehene Bundeszuschuß in Höhe von

60 Millionen DM für die kulturpolitische Ausstattung Berlins erhöht wor-

den ist auf 120 Millionen DM. […] Die zusätzlichen Mittel von 60 Millionen

werden schwerpunktmäßig repräsentativen Institutionen der Stadt Berlin

zugeführt werden. […] Das bedeutet nicht wilhelminische Glanzpolitik, son-

dern es bedeutet ganz einfach, dass die Lasten, die einer Hauptstadt qua

ihrer Funktion zufallen – zu Freuden der meisten Berliner, nehme ich doch

einmal an –, auch vom Bund getragen werden müssen, der sich hier auch

gegenüber dem Ausland repräsentiert. Aber man muss eben auch sagen:

Ob Berlin Hauptstadt ist oder nicht – es ist und bleibt die größte Stadt in

Deutschland, es ist und bleibt – und wird es noch in zunehmendem Maße

werden – buchstäblich das kulturelle Schaufenster dieses Landes. […]«34

Episode 15: Die Vollendung der Einheit

Im Sommer 1999 erfolgt weitgehend die Verlegung des Parlaments- und des

Regierungssitzes von Bonn nach Berlin.

34 Abgeordnetenhaus Berlin: Wortprotokoll Ausschuss Wissenschaft Forschung Kultur-

angebot, 13. Wahlperiode, 32. Sitzung, S. 21.

https://de.wikipedia.org/wiki/Gerhard_Schr�der
https://de.wikipedia.org/wiki/Regierungssitz
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Episode 16: Frisches Geld

Am 16. September 1999 unterzeichnet der Senator für Wissenschaft, For-

schung und Kultur, Peter Radunski, die Vereinbarung zwischen Bund

und Land Berlin über die Zuweisung zusätzlicher Mittel für die Haupt-

stadtkulturförderung in Höhe von 60 Mio. DM. Darin wird auch dem Rat

unzweifelhaft der Auftrag erteilt, die Mitglieder eines Beirats zu bestimmen,

die die Kurator*innen bei der künstlerischen Bewertung der Projekte für den

Hauptstadtkulturfonds unterstützen sollen.35

Episode 17: Ein Resümee

Am 29. September 1999 zieht die Koordinatorin des Rats, Regine Herrmann,

eine kritische Bilanz der zurückliegenden Arbeit:

»[…] Was liegt nach viereinhalb Jahren an Ergebnissen vor? Zunächst[,] es

gibt den Hauptstadtkulturfonds mit einer achtbaren wachsenden finanziel-

len Ausstattung, wenngleich nicht in der vom Rat ursprünglich angestreb-

ten Höhe. Die Einrichtung des Fonds ist das Ergebnis unzähliger Gespräche

und zum Teil harter Auseinandersetzungen des Rats mit den politisch Ver-

antwortlichen und den Vertretern der Verwaltung. Unvermindert hält die

Diskussion über Inhalte, Transparenz des Verfahrens, Entscheidungsstruk-

tur und vor allem über den Verbleib der vom Bund zugewendeten Mittel im

Berliner Landeshaushalt an. Hauptstädtisch, national und international ab-

strahlend, neu, innovativ und jung sind die Begriffe, um die gestritten wird.

Ärgerlich daran ist, daß es dabei zuvorderst nicht um inhaltliche Positionen

geht, sondern um politische Macht und Einflußnahme in einer Angelegen-

heit, die laut Verfassung eher Staatsferne fordert. Davor aber hatte der Rat

deutlich gewarnt. […]Unintelligentes Sparen, d.h. Sparen ohneKonzept oder

bloße Mangelverwaltung führt zu zweierlei: Die Geldgeber und die Besitzer

von adäquat wichtigen Gütern erfahren eine immense Rollenaufwertung. In

der Folge entstehen viele kleine Verwaltungen von Geld, Räumen/Spielstät-

ten, Technik, manchmal auch nur von Informationen, zum Beispiel, wie je-

mand zuGeld kommenkönnte.Umgekehrt proportional sinkt derAnteil pro-

duktiver Künstler, ihre Abhängigkeit wächst, die vielen großen und kleinen

35 Vgl. R. Herrmann: Wieviel Rat erträgt die Politik? 1999.
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Verwalter materieller Dinge schaffen Zuständigkeiten, die eine gegenläufi-

ge Entwicklung zur Freiheit der Kunstausübung provozieren. Im schlimms-

ten Fall verteilen sie ihre ›Güter‹ nach eigenen künstlerischen Qualitätskri-

terien. […]

Die im Artikel 5 des Grundgesetzes verankerte Freiheit der Kunst droht in ei-

nem immer engmaschiger werdenden Netz von verwalterischen Maßnah-

men und Abhängigkeiten, politischen Interessengefügen und – besonders

in Berlin – fast familiären/dynastischen Strukturen zu ersticken. Es ist sim-

pel, aber der Verweis auf das Grundgesetz allein bedeutet noch lange nicht,

daß es auch so sein muß.«36

 

                                                                          * * *

Epilog

Im Jahr 1999 gibt die Akademie der Künste die Koordinationsarbeit des Rats

an das Hebbel-Theater ab. 2005 löst sich der Rat auf. Aufgrund veränderter

Produktions- und Organisationsformen vieler Einrichtungen stellt sich die

Frage nach den künftigen Bedarfen und damit verbunden nach der Rolle des

Rats neu. Auf diese hat das Plenum vorerst keine Antwort.Weitere Kulturein-

richtungen gehen in die Zuständigkeit des Bundes über, darunter auch die

Akademie der Künste, das Arsenal im Sony-Filmhaus und die Opernstiftung.

Im Frühjahr 2006 nimmt der Rat seine Tätigkeit wieder auf und gibt sich

eine Verfassung. Heute versteht sich der Rat, gemäß seiner 2008 vereinbar-

ten Verfassung, als »die gewählte Interessenvertretung der in Berlin im Kul-

turbereich aktiv tätigen kulturellen und künstlerischen Institutionen, Grup-

pen, Formationen und der Kulturwirtschaft gegenüber Land, Kommune und

Bund« und »befasst sich mit allen relevanten, das kulturelle Leben Berlins be-

treffenden Fragen, sucht die Öffentlichkeit und berät die Politik und andere

gesellschaftliche Gruppen in Bund, Land und Kommune.«37

Der Hauptstadtkulturfonds fördert bis heute Einzelprojekte und Veran-

staltungen, »die für die Bundeshauptstadt Berlin bedeutsam sind, nationale

36 Ebd.

37 Verfassung des Rats für die Künste, 22.4.2008, §1.
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und internationale Ausstrahlung haben bzw. besonders innovativ sind.«38Mit

der Unterzeichnung des Hauptstadtfinanzierungsvertrages am 8. Mai 2017

stehen dem Hauptstadtkulturfonds ab 2018 jährlich 15 Mio. EUR statt bislang

9,8 Mio. EUR aus Bundesmitteln zur Verfügung.39

38 Zielsetzung des Hauptstadtkulturfonds (HKF), siehe www.hauptstadtkulturfonds.ber-

lin.de

39 Vgl. Hauptstadtfinanzierungsvertrag, 8.5.2017, § 5 Hauptstadtkulturfonds.




